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// Im Blickpunkth

Unmittelbar vor der h�chstrichterlichen Entscheidung steht die Frage, ob das Arbeitslosengeld bei Anrechnung auf die

Karenzentsch�digung aus einem nachvertraglichen Wettbewerbsverbot mit dem Netto- oder dem Bruttobetrag anzuset-

zen ist. Nachdem das BAG bereits vor 17 Jahren eine Entscheidung getroffen hatte, haben sich seit dieser Zeit die daf�r

st�tzenden Rechtsgrundlagen vollst�ndig ge�ndert. Diller stellt in seinem Aufsatz die ge�nderte Rechtslage dar und

kommt zu dem Ergebnis, dass nunmehr – anders als fr�her – das fiktiv hochgerechnete Bruttogehalt mit der Karenzent-

sch�digung zu verrechnen ist.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Dirk Petri, RA/FAStrafR,

K�ln

Lieber intern kl�ren, als die�ffent-
lichkeit teilhaben lassen

Im Hinblick auf den Schutz eines Unterneh-

mens vor Verrat von Betriebs- und Gesch�fts-

geheimnissen durch Mitarbeiter stellt § 17

UWGdas unbefugteMitteilen eines Gesch�fts-

oder Betriebsgeheimnisses unter Strafe. Als

Betriebs- und Gesch�ftsgeheimnis werden

beispielsweise die Weitergabe von Ausschrei-

bungsunterlagen,Computerprogrammen,Ge-

halts- und Kundenlisten oder Konstruktions-

zeichnungen gez�hlt. Strafverfolgung erfolgt

grunds�tzlich auf Strafantrag. Eine Ausnahme

ist, dass der Staat ein Einschreiten von Amts

wegen, beispielsweise beim Verdacht zielge-

richteter Betriebsspionage, f�r gebotenh�lt.

Aufgrund der immer st�rker im Vordergrund

stehenden Compliance-Richtlinien sind ver-

st�rkt anonyme Anzeigen durch sog. Whistle-

blower (Hinweisgeber) gegen�ber den Om-

budsm�nnern der Unternehmen beziehungs-

weise den Strafverfolgungsbeh�rden zu ver-

zeichnen. So werden leider den Unternehmen

h�ufig selbstst�ndige Handlungsalternativen

aus den H�nden genommen und sie k�nnen

allenfalls noch auf die Strafverfolgungsbeh�r-

de reagieren.

F�r Firmen heißt es in F�llen des m�glichen

Geheimnisverrats: intern so umfassend wie

m�glich aufkl�ren und nachfolgend – sofern

erforderlich – gegen�ber den Strafverfol-

gungsbeh�rden zur Anzeige bringen. Nur so

sind die verantwortlichen Organe gegen�ber

denMitarbeiternundAktion�renaufder siche-

ren Seite. Dabei ist nat�rlich ein Mindestmaß

an Aufkl�rung n�tig, da auch gegen�ber frag-

lichen Mitarbeitern grunds�tzlich die Un-

schuldsvermutung gilt und das Unternehmen

gegen�ber dem Einzelnen immer eine ar-

beitsrechtliche F�rsorgepflicht hat.

Verst�rkt sind auch F�lle zu verzeichnen, in de-

nen ein am Markt t�tiges Unternehmen Straf-

anzeige gegen ein Konkurrenzunternehmen

mit der Behauptung erstattet, dass dieses be-

ziehungsweise entsprechende Mitarbeiter Be-

triebsspionage bei dem anzeigenerstatten-

den Unternehmen betreibt. In solchen F�llen

muss proaktiv unmittelbar auf die Vorw�rfe

mit einem umfassenden strafrechtlichen Risi-

komanagement reagiert werden.

Es liegt im Interesse des Unternehmens, die

strafrechtlichen Vorw�rfe nicht in aller �ffent-

lichkeit diskutieren zu m�ssen. Dieses Interes-

se sollte bei allen Beteiligten oberste Priorit�t

haben.

Vgl. auch den „Standpunkt“ von Niemeyer im

Wochen�berblick des Wirtschaftsrechts, S. 1629.

Entscheidungen
BAG: Mitbestimmung bei „Ethik-Richtlinien“

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

22.7.2008 – 1 ABR 40/07 – wie folgt: Der Be-

triebsrat hat mitzubestimmen, wenn der Arbeit-

geber durch sog. Ethik-Richtlinien („codes of con-

duct“) das Verhalten der Besch�ftigten und die

betriebliche Ordnung regeln will. Kein Mitbe-

stimmungsrecht besteht bei Vorgaben, mit de-

nen lediglich die geschuldete Arbeitsleistung

konkretisiert werden soll. Ausl�ndische Vorschrif-

ten, die f�r b�rsennotierte Unternehmen die Ein-

f�hrung von Ethik-Richtlinien vorsehen, schlie-

ßen die Mitbestimmungsrechte nach dem Be-

triebsverfassungsgesetz aber nicht aus. Das Mit-

bestimmungsrecht an einzelnen Regelungen

begr�ndet nicht notwendig ein Mitbestim-

mungsrecht am Gesamtwerk.
(PM BAG vom 22.7.2008)

BAG: K�ndigungsschutzklage bei mehreren

K�ndigungen

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

23.4.2008 – 2 AZR 699/06 – wie folgt: Erhebt der

Arbeitnehmer gegen eine erste K�ndigung zu ei-

nem bestimmten Termin K�ndigungsschutzklage

verbunden mit einem – vorl�ufigen – Weiterbe-

sch�ftigungsantrag, so wird eine auf dieselben

Gr�nde gest�tzte zweite sp�tere, aber zum sel-

ben oder sogar einem fr�heren Beendigungster-

min ausgesprochene K�ndigung nicht nach § 7

KSchG wirksam, weil der Kl�ger diese nicht inner-

halb der dreiw�chigen Klagefrist – sondern erst

sp�ter – ausdr�cklich angegriffen hat.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1673-1

unterwww.betriebs-berater.de

ArbG L�beck: Wirksame Personal�ber-

leitungsvertr�ge f�r Kliniken

Das ArbG entschied nach Zur�ckverweisung vom

LAG L�beck in seinemUrteil vom 22.7.2008 – 6 Ca

1035b/08 –, dass die K�ndigung des Personal-

�berleitungsvertrags unwirksam ist. Der dort ent-

halteneK�ndigungsausschluss seiwirksam. Insbe-

sondere sei es weder analog § 624 BGB ausge-

schlossen, eine ordentliche Unk�ndbarkeit �ber

einenZeitraumvonmehr als f�nf Jahren zuverein-

baren, noch sei eine derartige Vereinbarung sit-

tenwidrig mit der Folge, dass jedenfalls eine K�n-

digungzumsp�terenZeitpunktwirksamw�re.
(PM LAG Schleswig-Holstein vom 22.7.2008)

Zum Thema Personal�berleitungsvertr�ge

demn�chst der Aufsatz von Lipinski.

Gesetzgebung
Mindestlohngesetze beschlossen

Das Bundeskabinett hat am 16.7.2008 den Re-

gierungsentwurf zum Arbeitnehmer-Entsende-

gesetz ( // BB-ONLINE BBL2008-1673-2) und den

Regierungsentwurf zum Mindestarbeitsbe-

dingungengesetz ( // BB-ONLINE BBL2008-1673-3)

beschlossen.
(PM BMAS vom 16.7.2008)

Zum Mindestlohn aus der Sicht der Baubran-

che demn�chst die Erste Seite von Schr�er.
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